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im Niedersächsischen Landtag

die Plenarsitzung im Mai wurde
insbesondere von der Schulpolitik
bestimmt. Niedersachsen ist und
bleibt das Land des gegliederten
Schulwesens. Nachdem CDU und
FDP in den vergangenen Jahren mit
vielfältigen Reformen die Qualität
an den Schulen in Niedersachsen
verbessern und sichern konnten,
können wir in der neuen Legislatur-
periode das strikte Gesamtschuler-
richtungsverbot nunmehr lockern.
Dabei sind der Elternwille und der
Wille des Schulträgers die maßgeb-
lichen Entscheidungskriterien, ob
eine Gesamtschule ergänzend zum
gegliederten Schulwesen errichtet
werden kann. Wichtig ist, dass das
Angebot an Regelschulen für die
Kinder im Gebiet des Landkreises
oder der kreisfreien Stadt unter zu-
mutbaren Bedingungen erhalten
bleibt.

Zur Sicherung der Unterrichts-
versorung hat das Kultusministeri-
um ein Konzept vorgelegt hat, mit
dem die geleistete Mehrarbeit von
Lehrern ausgeglichen werden kann.
Damit wird eine weitere schul-
politische Baustelle der SPD-
Vorgängerregierung geschlossen.

Liebe Leserinnen und Leser,

Parlamentarischer Geschäftsführer

Eine unterhaltsame und interes-
sante Lektüre wünscht Ihnen

Der stellvertre-
tende CDU-
Fraktionsvorsit-
zende Björn
Thümler hat der
SPD-Frak t ion
vorgewor fen ,
mit ihrer ständi-

gen und ungerechtfertigten Kritik
am Bau des JadeWeserPorts
niedersächsischen Interessen ent-
gegen zu wirken. Die SPD sollte
nach Ansicht Thümlers endlich zur
Kenntnis nehmen, dass der Bau
des größten Infrastrukturprojekts
Norddeutschlands begonnen hat
und dieser eher abgeschlossen
sein wird, als es die SPD-Vor-
gängerregierung geplant hatte.
Die Bauarbeiten für die gesamte
Terminalfläche sollen laut Bauplan
im Dezember 2012 fertig gestellt
sein. Damit werde die ursprüngli-
che geplante Inbetriebnahme um
zwei Jahre, bei den Terminal-
flächen sogar um fünf Jahre unter-
schritten. „Wir sind nicht nur im

Norddeutschlands größtes Infrastrukturprojekt
Björn Thümler: „Bau des JadeWeserPorts ist Erfolgsgeschichte“

Zeitplan, wir unterschreiten ihn
sogar erheblich. Der Bau des
JadeWeserPorts ist eine Erfolgs-
geschichte für die gesamte Küs-
te“, stellte der CDU-Fraktions-
vize fest. „Mit dem Tiefwasser-
hafen werden die Menschen in
der Region von der rasanten Ent-
wicklung des internationalen
Containerschiffsverkehrs profi-
tieren. Durch den Hafen sowie
weitere Unternehmungen und
Investitionen werden viele qua-
lifizierte Arbeitsplätze entste-
hen“, schätzte der CDU-
Wirtschaftsexperte ein. Die SPD
verliere zunehmend ihr wirt-
schaftspolitisches Profil. „Das
momentan sehr gute Investi-
tionsklima im Nordwesten soll-
te von uns gemeinsam befördert
und nicht kaputt geredet wer-
den. Besser als ständig über den
JadeWeserPort zu nörgeln, wäre
es daher, wenn die SPD sich kon-
struktiv an der Entwicklung be-
teiligen würde“, sagte Björn
Thümler.

 Foto: Picture-alliance



Informationen und mehr: www.cdu-fraktion-nie dersachsen.de

Bericht
aus dem Landtag Ausgabe  52  – Mai  2008

Seite 2

Zuständigkeiten im Kata-
strophenschutz erhalten
Hans-Christian Biallas: „Str ukturen
haben sich bewährt“

Die CDU-
L a n d t a g s -
fraktion hat
sich im Innen-
ausschuss
dafür ausge-
sprochen, Zu-
ständigkeiten
im Katastro-

phenschutz auf  Bundes- und Lan-
desebene zu belassen. „Den Vor-
schlag der Europäischen Kommis-
sion zur Stärkung des Katastro-
phenschutzes begrüßen wir, so-
weit es darum geht, freiwillige
Hilfsangebote besser zu koordi-
nieren oder die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit zu för-
dern. Eine Verlagerung von Zu-
ständigkeiten auf die europäische
Ebene lehnen wir dagegen
allerdings ab. Die vorhandenen
Strukturen beim Bund und bei
den Ländern haben sich bewährt.
Die Versäumnisse einiger EU-Mit-
gliedsstaaten beim Aufbau eige-
ner Brand- und Katastrophen-
schutzeinheiten lassen sich nicht
durch EU-eigene Einheiten hei-
len“, erklärte der innenpolitische
Sprecher der CDU-Fraktion Hans-
Christian Biallas im Anschluss an
die Ausschusssitzung.

In diesem Zusammenhang wies
Hans-Christian Biallas auf die
bereits bestehende enge grenzü-
berschreitende Zusammenarbeit
mit den Niederlanden hin: „Im
Rettungswesen, im Brand- und
Katastrophenschutz unterstützen
sich niederländische und nieder-
sächsische Einheiten bereits heu-
te sehr schnell und kompetent.
Diese erfolgreiche Zusammenar-
beit belegt, dass eine übergeord-
nete zentrale Zuständigkeit der
EU nicht notwendig ist.

Die Landtagsfrakt-
ionen von CDU und
FDP haben einen
Gesetzentwurf in
den Niedersächs-
ischen Landtag ein-
gebracht, mit dem
Kinderrechte in der
Landesverfassung

verankert werden sollen.

In ihrer ersten Rede im Plenum er-
klärte die CDU-Landtagsabgeord-
nete Gudrun Pieper hierzu: „Die
Aufnahme der Kinderrechte in die
Verfassung ist ein weiterer Baustein
für einen umfassenden Kinder-
schutz. Damit setzen wir ein deutli-
ches Signal zum Schutze und Wohle
unserer Kinder.

Unser Vorschlag, Kinderrechte in
der Verfassung zu verankern ist die
angemessene Antwort auf die
verfassungsrechtliche Diskussion
und ergänzt die bereits begonnenen
vielfältigen Maßnahmen der Lan-
desregierung im Bereich des Kinder-
schutzes.“

Die CDU-Politikerin wies darauf hin,
dass allein eine Aufnahme der
Kinderrechte in die Verfassung noch
keinen größeren Schutz biete, son-
dern dass diesem Staatsziel konkre-
te politische Aktivitäten folgen
müssten. Hier sei das Land dank der
schon in der vergangenen Wahlpe-
riode beschlossenen und umgesetz-
ten Aktivitäten gut aufgestellt. „Wir
haben mit den Familienhebammen
ein erfolgreiches Schutzsystem für
unsere Kleinsten eingerichtet, mit
dem bereits weit über 500 Familien
geholfen werden konnte. Hervorzu-
heben ist ebenso der stete Ausbau
der Kinderschutzzentren“, sagte
Gudrun Pieper.

CDU und FDP für
umfassenden Kinderschutz
Gudrun Pieper: „Kinderrechte jetzt in
die Verfassung aufnehmen“

Die CDU-Fraktion
hat sich im
N i e d e r s ä c h s -
ischen Landtag
klar  für den beson-
deren Schutz des
Sonntages ausge-
sprochen. „Die

Menschen sollen den Sonntag
weiterhin als Tag der freien Reli-
gionsausübung, aber auch der Erho-
lung und des Ausgleichs vom Alltag
nutzen können. Deshalb müssen
Ladenöffnungen an Sonntagen die
Ausnahme bleiben“, erklärte die
stellvertretende CDU-Fraktionsvor-
sitzende Heidemarie Mundlos.

Im Mittelpunkt der Landtagsdebatte
stand die Möglichkeit für so genann-
te Ausflugsorte, an Sonntagen zu
öffnen. Ein Designer Outlet Center
in Wolfsburg nutzt die Ausflugsort-
bestimmung seines Stadtteils, um an
zehn Sonntagen im Jahr zu öffnen.
Dies hatte bei Handel und Kirchen
sowie benachbarten Kommunen
Proteste hervorgerufen, weil der
Wettbewerb verzerrt bzw. der
Sonntagsschutz gefährdet werden
könnte. „Niedersachsen ist ein sehr
interessantes Land mit vielen touris-
tischen Attraktionen. Die Aspekte
Kultur, Geschichte und Landschaft
müssen allerdings bei der Anerken-
nung zum Ausflugsort den Aus-
schlag geben. Denn Ausflugsort ist
nicht gleich Einkaufsort“.

Die genannten touristischen Anrei-
ze sollten der Hauptgrund sein für
die Besucher dieser Standorte, nicht
das Bestreben möglichst viel und
lange am Sonntag einkaufen zu kön-
nen. „Die CDU wird den Sonntags-
schutz beibehalten und zum Wohl
der Familien und Beschäftigten im
Einzelhandel die aufgeworfenen Fra-
gen lösen“, so Heidemarie Mundlos.

Landtag diskutier t über
Ladenöffnungszeiten
Heidemarie Mundlos: „Sonntags-
öffnungen sind Ausnahme“
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CDU-Fraktions-
v o r s i t z e n d e r
David McAllister
hat Mitsprache-
rechte der Län-
der im Rahmen
der Bahnreform

bei künftigen Investitions-
entscheidungen über die
Schieneninfrastruktur gefordert.
Ebenso erwarte die CDU-
Landtagsfraktion vom Bundes-
verkehrsminister, dass die Länder
in die geplante Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung ein-
bezogen werden.

„Als dünn besiedeltes Flächen-
land ist es für Niedersachsen
wichtig, auch künftig ausreichen-
de Mittel für Strecken mit weni-
ger als 1.000 Reisenden pro Tag
und für kleine Bahnstationen zu
haben. Die Menschen im ländli-
chen Raum dürfen in ihrer Mobi-
lität nicht eingeschränkt werden.
Wir erwarten schnell eine klare
Aussage von Herrn Tiefensee“,
sagte der CDU-Fraktionsvor-
sitzende in einer Aktuellen Stun-
de im Niedersächsischen Land-
tag.

Aktuelle Stunde im Niedersächsischen Landtag
David McAllister: „Bahnreform ja - Interessen der Länder wahren“

David McAllister bezeichnete den
innerhalb der Bundesregierung
getroffenen Kompromiss zur
Bahnreform als eine gute Grund-
lage. Richtig sei, dass der Bund
Eigentümer der Infrastruktur
bleibt. Allerdings ginge die Teil-
privatisierung von 24,9 Prozent
der Bereiche Personennah- und
Fernverkehr sowie Güterverkehr/
Logistik nicht weit genug. „Eine
Privatisierung in Höhe von 49,9
Prozent wäre wirtschaftlich sinn-
voller gewesen. Das hat die
zerstrittene SPD leider verhin-
dert“, sagte der CDU-Fraktions-
vorsitzende.

Dadurch stünden jetzt weniger
Mittel für ein leistungsfähiges
Eisenbahnsystem in Deutschland
zur Verfügung. „Für Nieder-
sachsen heißt das konkret: weni-
ger Mittel für das Schienennetz,
weniger Mittel für die Elektrifizie-
rung und weniger Mittel für die
Sanierung und den Ausbau von
Bahnhöfen sowie für den Lärm-
schutz. Für uns in Niedersachsen
bedeutet dies auch weniger Mit-
tel für die Verbesserung der
Schieneninfrastruktur im

Seehafenhinterlandverkehr“,
stellte David McAllister fest. Im
Interesse des Landes Nieder-
sachsen forderte der CDU-
Fraktionsvorsitzende den Bund
auf, folgende Rahmenbeding-
ungen einzuhalten:
•  Sicherung des Bestandes und
der Leistungsfähigkeit des Net-
zes insbesondere in der Fläche
sowie bestehender Fernverkehr-
sangebote.
• Vorlage eines belastbaren In-
fra-strukturzustandsberichts,
der auf das Land Niedersachsen
bezogen Erkenntnisse über die
Qualität des Netzes liefert.
Dabei sind strenge Qualitäts-
kontrollen auch für regionale
Netze und effektive Sanktionen
bei Qualitätsmängeln notwen-
dig.
• Bezahlbare Trassen- und Stati-
onspreise, damit der Schienen-
personennahverkehr langfristig
finanziert werden kann.

„Der erste Teil der Bahnreform
hat gerade in Niedersachsen
bereits zu mehr Wettbewerb und
besseren Angeboten im Nahver-
kehr auf der Schiene geführt. Wir
sagen ja zur Bahnreform, wenn
die Interessen der Länder ge-
wahrt werden“, so David
McAllister abschließend.

Zu den von
Finanzminister
Hartmut
Möllring be-
kannt gegebe-
nen regional-
isierten Ergeb-
nissen der dies-

jährigen Mai-Steuerschätzung
erklärte der stellvertretende
CDU-Frakt ionsvorsi tzende
Heinz Rolfes:

Mai-Steuerschätzung für Niedersachsen entspricht den Erwartungen
Heinz Rolfes: „Wir müssen weiterhin konsequent den Haushalt konsolidier en “

„Die Ergebnisse der Mai-Steuer-
schätzung entsprechen unseren
Erwartungen. Niedersachsen
kann für 2008 und 2009 mit
Steuermehreinnahmen gegenü-
ber den bisher in der Mittelfris-
tigen Planung kalkulierten Ein-
nahmen in Höhe von voraus-
sichtlich 516 Mio. Euro rechnen.
Es wäre aber fatal zu glauben, wir
könnten jetzt den Geldhahn
wieder aufdrehen. Wer jetzt
großzügige Mehrausgaben ver-
langt, hat aus den Fehlern der

Vergangenheit nichts gelernt.
2010 wollen wir erstmals in der
Geschichte Niedersachsens ei-
nen Haushalt ohne Nettoneuver-
schulung vorlegen und effektiv
Schulden tilgen. Dieses Ziel kön-
nen wir nur erreichen, wenn wir
weiterhin sparsam haushalten.
und konsequent den Haushalt
konsolidieren. Dazu gibt es keine
Alternative. Nur so werden wir
unserer Verantwortung gegenü-
ber zukünftigen Generationen
gerecht.“
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Nach dem Kon-
zept zur Einfüh-
rung weiterer
Gesamtschulen
bleibt das ge-
gliederte Schul-
wesen die Re-
gelform des all-
gemein bilden-

den Schulwesens. Es ist laut der
Kultusministerin die richtige
Antwort auf das unterschiedliche
Leistungsvermögen von Schülern
sowie auf den zukünftigen gesell-
schaftlichen Bedarf nach qualita-
tiv hochwertigen Schulab-
schlüssen.

„Wir wollen, dass alle Schulen
besser werden, von der Grund-
schule bis zur den weiterführen-
den Schulen. Deshalb haben wir
in den vergangenen Jahren viel
getan, um die Schulen zu stärken
und um die Hauptschulen zu pro-
filieren“, erinnerte Elisabeth
Heister-Neumann etwa an den
Ausbau der verlässlichen Grund-
schule und der Ganztagsschulen.

Wie vor der Landtagswahl ange-
kündigt, können jetzt Gesamt-

Landtag diskutier t über Schulthemen
Elisabeth Heister-Neumann: „Auf die Landesregierung ist Verlass!“

schulen ergänzend zum geglieder-
ten Schulsystem errichtet werden.
„Wir berücksichtigen dabei den
Elternwillen. Und zwar sowohl der
Eltern, die ihr Kind auf eine Ge-
samtschule schicken möchten, als
auch der Eltern - und dies ist in
unserem Lande der weitaus grö-
ßere Teil - die ihr Kind auf eine
Schule des gegliederten Schulwe-
sens schicken wollen“, stellte
Elisabeth Heister-Neumann fest.
Ebenso sei aber bei der Errichtung
von Gesamtschulen das Konnexi-
tätsprinzip und die Entschei-
dungskompetenz des Schul-
trägers zu beachten. „Der Schul-
träger muss Willens und in der
Lage sein, eine Gesamtschule zu
errichten und diese auch tragen
zu können“, machte die Kultus-
ministerin deutlich.

Zum Schuljahr 2008/2009 steht
Niedersachsen vor einer besonde-
ren Herausforderung. Wegen der
von der SPD-Vorgängerregierung
1998 eingeführten Arbeitszeit-
konten für Lehrkräfte und dem
daraus folgenden Ausgleich der
Mehrarbeitsstunden nach zehn
Jahren müssten jetzt besondere

Im Niedersächsischen Landtag standen im Mai-Plenum wichtige Schul-
themen auf der Tagesordnung. So hat Kult usministerin Elisabeth Heis-
ter-Neumann erläutert , mit welchen Konzepten die Landesregierung
das Erricht ungsverbot für Gesamtschulen lockern und wie sie die
Arbeitszeitkonten von Lehrern ausgleichen wolle.

Anstrengungen unternommen
werden. Die Landesregierung
habe deshalb einen Verordnungs-
entwurf für die Arbeitszeit der
Lehrkräfte in die Verbandsan-
hörung gegeben, der einerseits
die Unterrichtsversorgung und
andererseits den Ausgleich aller
geleisteten Mehrarbeitsstunden
sichert.  Auf der  Basis  der  im Rah-
men der Anhörung vorgetragenen
Hinweise kündigte die Ministerin
an, dem Kabinett einen modifi-
zierten Ver-ordnungsentwurf zur
Beschlussfassung vorzulegen.
Wesentlicher Inhalt dieses Ent-
wurfs ist:
· Jeder Lehrkraft wird nach Ablauf
der Ansparphase der sofortige
Ausgleich der Mehrarbeits-
stunden auf Antrag bewilligt.
· Die Ausgleichsphase wird für die-
jenigen, die noch nicht mit dem
Ausgleich der Mehrarbeitstunden
begonnen haben,  im Regelfall um
vier Jahre verschoben.
· Die zeitliche Verzögerung wird
mit einem 10-prozentigen Auf-
schlag verzinst.
· Der Ausgleich der zusätzlich ge-
leisteten Stunden kann auch nach
den Vorschriften über die Mehr-
arbeit ausgezahlt werden.
· Soweit keine dienstlichen Grün-
de entgegenstehen, ermöglichen
wir es unseren Lehrkräften, den
Ausgleich ans Ende der berufli-
chen Tätigkeit mit dem Anspruch
auf den 10-prozentigen Aufschlag
zu verlegen.

„Für die Rückerstattung der aufgearbeiteten Stunden stehen den Lehrern jetzt vier Optionen zur
Verfügung. Dieses Angebot ist wesentlich besser als das der SPD-Landesregierung von 1998.  Jede
Lehrkraft kann entsprechend ihrer Berufs- und Lebensplanung flexibel reagieren. Darüber hinaus
bleibt der Vertrauensschutz gegenüber unseren Lehrkräften gewahrt und die Unterrichts-
versorgung gesichert. Die Landesregierung und die Ministerin bleiben in jeder Hinsicht verläss-
lich.“

 „Wenn die Opposition völlig unabhängig von dem Willen und von der Leistungsfähigkeit des
Schulträgers fordert, Gesamtschulen einzurichten, sobald ein Bedarf vorliegt, heißt das doch nichts
anderes, als dass sie die Politik vor Ort entmündigen will.“

CDU-Fraktionsvize Karl-Heinz Klare zu den Arbeitszeitkonten

Schulpolitis che Sprecherin der CDU-Fraktion Ursula Körtner zu den Gesamtschulen
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Die Prototy-
pen für den
nach bisheri-
gen Planun-
gen ersten
kommerziel-
len Offshore-
Windpark der
Nordsee ha-
ben am 3. Mai

2008  in Emden ihren Testbetrieb
aufgenommen. Ministerpräsi-
dent Christian Wulff startete per
Knopfdruck die zwei 90 Meter
hohen Anlagen des Unterneh-
mens BARD Engineering GmbH.

80 dieser Maschinen sollen von
Mai kommenden Jahres an rund
90 Kilometer nordwestlich der
Insel Borkum errichtet werden.
Nach BARD-Angaben soll der
Park noch 2010 Strom produzie-
ren, der den Bedarf von 400.000
Mehrpersonenhaushalten de-
cke. Die auf hoher See gelege-
nen Anlagen sollen von Ost-
frieslands Inseln aus mit dem
bloßen Auge nicht zu sehen sein,
hieß es.

“Wir sind heute an einem für
Deutschland wichtigen Schritt
beteiligt“, sagte Christian Wulff
und lobte BARD für die „Pionier-
arbeit“: „Sie versöhnen Ökologie
und Ökonomie.“ Die Bundesre-
gierung werde ihre Klimaziele
nur auf solchen Wegen errei-
chen können. Aus wirtschaftli-
chen und umweltpolitischen
Gründen setze man auf das Un-
ternehmen.

Der Ministerpräsident startete
die Prototypen symbolisch, als
er vor rund 300 Gästen ein Mini-
Windrad in Bewegung setzte.
Die beiden Ende 2007 errichte-
ten Anlagen stehen auf dem

Protot ypen für Nordsee-Windpark gestartet
Ministerpräsident Christian Wulff: „Eröffnung des Windparks ist wichtiger
Schritt für Deutschland“

Rysumer Nacken, einem
Gewerbegebiet westlich von Em-
den. Sie sind baugleich mit den
Maschinen, die vor Borkum Ener-
gie erzeugen sollen. BARD will sie
testen und verbessern. Im Spät-
sommer soll eine dritte Testan-
lage erstmals im Wasser veran-
kert werden - in der Jade vor
Hooksiel nördlich von
Wilhelmshaven.

Wulff zeigte sich bei einer Füh-
rung beeindruckt von den Dimen-
sionen der Windkraftanlage. Der
dreiarmige Rotorstern der vier
Jahre lang entwickelten Prototy-
pen hat den Durchmesser eines
Fußballfeldes. Ein Rotorblatt
wiegt so viel wie 30 Kleinwagen.
Für den Bau des Parks lässt BARD
in Litauen eine schwimmende
Plattform konstruieren, mit der
sich die Anlagen noch bei Wind-
stärke sieben in einem Funda-
ment auf dem Meeresboden ver-
ankern lassen. Wenn der Park fer-
tig ist, soll eine Wartungs-

„Meine Güte, so bauen andere Kirchen“, sagte Ministerpräsident Christian
Wulff bei der Führung durch das Emder BARD-Werk, als er mit Geschäftsführer
Heiko Roß und Gesellschafterin des BARD-Tochterunternehmens Cuxhaven
Steel Construction, Natalia Bekker, in der Verkleidung der Nabe stand, in die
später die Rotorblätter münden werden.

 Foto: Picture-alliance

mannschaft auf hoher See gleich
neben den Anlagen wohnen und
ihren reibungslosen Betrieb ge-
währleisten. Bei dem Projekt
wird es sich nach BARD-Anga-
ben um den ersten kommerziell
betriebenen Offshore-Windpark
in der Nordsee handeln. Nach
einer Statistik der Deutschen
Energie-Agentur in Berlin sind in
der Nordsee 18 Offshore-Wind-
parks mit insgesamt mehreren
hundert Anlagen genehmigt.
Weitere 20 Projekte warteten
auf Erlaubnis.

Der Anteil der erneuerbaren En-
ergien an der Stromproduktion
stieg im Jahre 2006 in Nieder-
sachsen auf 16,1 Prozent und
liegt damit deutlich über dem
Bundesdurchschnitt von ca. 10
Prozent. Den größten Anteil hat
die Windenergie mit 8,1 Mio.
MWh produziertem Strom und
einem Anteil von 11,7 Prozent.
Ende 2006 waren 4.724 Anlagen
mit einer installierten Leistung
von 5.282 MW in Niedersachsen
errichtet.

Niedersachsen führend bei der
Ökostromproduktion
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Die Finanz-
mark tkr is e
hat eine Pra-
xis ans Licht
g e b r a c h t ,
von der viele
Verbraucher
nichts wuss-

ten: Privatkr edit e – etwa für
den Hausbau – werden von
Banken verkauft , ohne dass
der Kreditnehmer etwas davon
erfährt.
Diesen Zustand wollen wir nicht
akzeptieren. Notwendig ist
mehr Transparenz. Nieder-
sachsen wird eine Bundesrats-
initiative unterstützen, die
genau das vorhat.

Wie sieht die aus?
Die Initiative, die von Bayern auf
den Weg gebracht wurde, sieht
vor, dass Banken verpflichtet
werden sollen, Kreditverkäufe
ihren Kunden vorab anzuzeigen.
Der Kunde soll zudem ein Son-
derkündigungsrecht ohne Vor-
fälligkeitsentschädigung erhal-
ten, wenn der Kreditgeber sei-
ne Vertragspflicht erheblich
verletzt.

Warum wollen Sie Kredit -
verkäufe nicht einfach verbie-
ten?
Grundsätzlich sind Kredit-
verkäufe kein Teufelszeug. Wür-
de man den Verkauf verbieten,
würde das den freien Kapital-

verkehr behindern. Das Resultat
wäre, dass Kreditzinsen – etwa
für den Hausbau – erheblich
teurer würden. Das wollen wir
nicht, deshalb sind wir für mehr
Transparenz.

Wie viele Kreditnehmer sind
von Kredit verkäufer betroff en?
Seit der Bankenkrise 2002 sind
Kreditforderungen von fas 40
Milliarden Euro in Deutschland
verkauft worden – von denen die
meisten Verbraucher nichts mit-
bekommen haben. Wie viele
Kreditnehmer dahinter stecken,
ist schwer zu sagen.

Sie plädieren für einen freien
Finanzverkehr, aber braucht der
int ernationale Kapitalf luss
nicht doch strengere Regeln, um
Kreditkris en in Zukunft zu ver-
hindern?
Ein freier Kapitalverkehr ist gut
für die Wirtschaft in Europa, in
Deutschland und damit in Nie-
dersachsen. Aber es muss nach
strengen Regeln ablaufen. meine
Überzeugung ist: Die derzeitige
Abhängigkeit von zwei ameri-
kanischen Rating-Agenturen, die
über Wert und Kreditwürdigkeit
von Unternehmern weltweit be-
stimmen, ist falsch. Wir brauchen
auch eine europäische Rating-
Agentur

Besserer Verbraucherschutz für Kreditnehmer

Dr. Bernd Althusmann: „Heimlicher Kreditverkauf nicht akzeptabel“

Auf ihrer Konferenz am 24. April 2008 in München haben die haushalts-
und finanzpolitischen Sprecher der Unionsfraktionen der Länder das
Risikobegrenzungsgesetz diskutiert. Die Finanzexperten hielten es für pro-
blematisch, dass Banken und Sparkassen wiederholt Kredite etwa an aus-
ländische Finanzinvestoren verkauft haben, die weniger Interesse an ei-
nem funktionierenden Kreditverhältnis als an einer schnellen Verwertung
hatten. In einem Interview sprach sich der haushalts- und finanzpolitische
Sprecher der CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag, Dr. Bernd
Althusmann, dafür aus, die Rechte von Kreditnehmern zu stärken.

In der Debatte um
die künftige Ver-
mittlung von
Langzeitarbeits-
losen wollen die
Landtagsfrakt-
ionen von CDU
und FDP, dass die
Anzahl der Opti-

onskommunen weiter ausgeweitet
werden. Gleichzeitig soll für die bis-
herige gemeinsame Arbeitsvermitt-
lung von Kommunen und Arbeits-
verwaltung in Arbeitsgemeinschaf-
ten („Argen“) eine verfassungs-
rechtliche Grundlage geschaffen
werden. Diese Form der Misch-
verwaltung von Kommunen und den
Bundesagenturen für Arbeit in den
Argen war im Dezember 2007 vom
Bundesverfassungsgericht als nicht
verfassungskonform verworfen wor-
den.

CDU und FDP haben im Mai-Plenum
einen Entschließungsantrag einge-
bracht, der das Ziel verfolgt, den
momentanen Zustand der Rechts-
unsicherheit möglichst schnell zu
beenden. „Das Personal in den Ar-
gen und Optionskommunen braucht
Klarheit. Andernfalls droht ein un-
wiederbringlicher personeller Ader-
lass mit der Folge eines spürbaren
Anstiegs der Langzeitarbeitslosig-
keit“, erklärte der CDU-Landtagsab-
geordnete Dr. Max Matthiesen.

CDU und FDP wollten die kommu-
nale Zuständigkeit stärken. Vor al-
lem habe es sich bewährt, dass die
Leistungen der Grundsicherung für
Arbeitssuchende aus einer Hand er-
bracht werden. Wo Landkreise und
kreisfreie Städte dies wollten, sollte
die Möglichkeit eröffnet werden, als
Optionskommune allein zuständig
zu werden.

Vermittlung v on
Langzeitarbeitslosen
Dr. Max Matthiesen: „Kommunale
Zuständigkeit en stärken“

Das Interview führte  Heiko Randermann und
erschien am 25. April 2008 in der Neuen Pres-
se. Der Abdruck erfolgt mit freundlicher Geneh-
migung.



Informationen und mehr: www.cdu-fraktion-nie dersachsen.de

Bericht
aus dem Landtag Ausgabe  52   –  Mai  2008

Seite 7

Mit dem An-
trag, den die
Landtagsfrak-
tionen von
CDU und FDP
in das Mai-
Plenum des
Niedersächs-
ischen Land-
tags einge-
bracht haben,

bitten sie die Landesregierung,
sich im Bundesrat unter anderem
dafür einzusetzen, dass mit dem
neuen Regelwerk das bestehen-
de Recht 1 : 1 übertragen wird. So
müsse der Status quo im Buch
Wasserwirtschaft bei den „alten
Rechten“ und den bisher gelten-
den Bewilligungen erhalten blei-
ben. Die für die Bewirtschaftung
landwirtschaftlicher Flächen vor-
gesehenen Gewässerrandstrei-
fen von zehn Metern sollen nicht
eingeführt werden. Im Buch Na-
turschutz dürfe kein absolutes
Vorkaufsrecht für Grundstücke
zugunsten des Naturschutzes
eingerichtet werden.

Darüber hinaus dürfe es nicht zu
einer inhaltlichen Erweiterung
oder Einschränkung der Anforde-
rungen an „die gute fachliche
Praxis“ in der Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft gegenüber

CDU-Fraktion kritisier t Referentenentwurf
„Deutsches Umweltgesetzbuch im Einklang mit Ökonomie und Ökologie
gestalten“

dem Stand von 2002 kommen. In
keinem Fall aber dürften
Abweichungsrechte der Länder
eingeschränkt werden. Diese
Forderungen erhob Axel Miesner
und machte deutlich, dass das
deutsche Umweltrecht ohnehin
schon zu den umfassendsten und

w e i t r e i -
chendsten
Umweltge-
setzen  wel-
tweit gehö-
re. „Gerade
vor dem
Hintergru-
nd der sich
abzeich-

nenden weltweiten Nahrungs-
mittelknappheit kommt es künf-
tig besonders darauf an,
Produktionsflächen zu erhalten
und nach den in der EU gelten-
den hohen Standards zu bewirt-
schaften und zu pflegen. Eine
Verschärfung der Umweltvor-
schriften zu Lasten von Land-
und Forstwirtschaft wäre des-
halb kontraproduktiv.“

Künftig werde es vielmehr darum
gehen, die bestehenden Land-
schafts- und Naturschutzgebie-
te, Biosphärenreservate und
Natio-nalparke weiter zu entwi-
ckeln und aufzuwerten. Den Län-

Die Landtagsfraktionen von CDU und FDP wollen sicherstellen, dass
mit dem neuen Umweltgesetzbuch (UGB), das derzeit vom Bundes-
umweltminist erium erarbeitet wird, geltende Vorschrift en im Be-
reich des Umweltr echts zusammengefasst und möglichst vereinfacht
werden. „Es ist dringend erforderlich, dass die zahlreichen unter-
schiedlichen Fachgesetze, Verordnungen und Verwaltungsvor-
schrift en zum Schutz von Luft , Wasser und Boden in einem einheitli-
chen Regelwerk zusammengeführ t werden. Allerdings muss das Um-
weltgesetzbuch im Einklang mit Ökonomie und Ökologie gestaltet
werden. Es darf nicht dazu führen, dass geltendes Recht verschärft
wird und damit zum Teil weit über EU-Vorgaben hinausgeht“, begrün-
dete der umweltpolitis che Sprecher der CDU-Fraktion, Martin Bäum-
er, die Initia tiv e zum UGB.

Martin Bäumer

dern müsse über die
Abweichungsrechte die Möglich-
keit erhalten bleiben, notwendi-
ge spezifische Regelungen tref-
fen zu können, betonte der Um-
weltexperte Miesner.

Ebenso kriti-
sierte der ag-
rarpolitische
Sprecher der
CDU-Fraktion
Clemens Gro-
ße Macke den
Referentenent-
wurf. Die Vor-
schläge wür-

den keinen Beitrag leisten, um
den Schutz der Umwelt zu ver-
bessern oder die Wettbewerbs-
fähigkeit der Landwirte zu erhö-
hen.

Der CDU-Agrarexperte lehnte
bei-spielsweise den im Entwurf
vorgesehenen Umweltbeauftra-
gten für landwirtschaftliche Be-
triebe mit mehr als 2.000 Stall-
plätzen ab. Ebenso sei die im Ent-
wurf enthaltene Abschaffung tra-
ditioneller Rechte wie etwa das
Recht, Wasser zu stauen, nicht
akzeptabel.

„Mit seinem Umweltgesetzbuch
will das Bundesumweltminist-
erium in verfassungswidriger
Weise in Eigentumsrechte und
teilweise in - bei Bauernfamilien
seit dem Mittelalter bestehende
- Rechtspositionen eingreifen.
Vielen Unternehmen bliebe künf-
tig eine gesicherte Rechts-
stellung für ihre Tätigkeit ver-
wehrt. Das werden wir nicht hin-
nehmen“, machte der agarpoli-
tische Sprecher deutlich.

Axel Miesner

Clemens Große Macke
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Mechthild Ross-Luttmann: „Migrantinnen prägen Erfolg der Integration der
nächsten Generation“

Sozialministerin Mechthild Ross-
Luttmann hat heute das landes-
weite Aktionsprogramm „Mi-
grantinnen in Niedersachsen – In-
tegration gestalten“ gestartet.
„Migrantinnen tragen wesentlich
zum Aufbau und Erhalt der sozia-
len Kontakte und Netzwerke bei.
Sie prägen den Erfolg oder Miss-
erfolg der Integration der nächs-
ten Generation“, so Mechthild
Ross-Luttmann vor 200 Gästen,
darunter Repräsentanten der
niedersächsischen Kommunen
und kommunale Gleichstellungs-
beauftragte sowie Vertreter-
innen und Vertreter von
Migrantenorganisationen in Han-
nover.

Das Programm „Migrantinnen in
Niedersachsen – Integration ge-
stalten“ ist eine Initiative des
Niedersächsischen Sozialminis-
teriums. In Zusammenarbeit mit
den kommunalen Gleichstell-
ungsbeauftragten und den auf lo-
kaler Ebene zum Thema Integra-
tion agierenden Personen sollen

Anreize und Impulse geschaffen
werden, die geschlechts-
spezifischen Aspekte von Integra-
tion in den Mittelpunkt zu stellen.

Mechthild Ross-Luttmann: „Wir
wollen mit den Aktionswochen
Vorurteilen entgegen treten und
das gegenseitige Kennenlernen
der jeweils anderen Kultur för-
dern. Ich bin sicher, dass wir mit
der Unterstützung der kommuna-
len Gleich-stellungsbeauftragten
in Niedersachsen in den kommen-
den drei Jahren Akzente für die
verbesserte Integration von Frau-
en mit Migrationshintergrund in
unserer Gesellschaft setzen.“
Hierzu stehen den kommunalen
Gleich-stellungsbeauftragten
Förder-mittel des Landes von
jährlich 180.000 Euro zur Verfü-
gung. „Frauen sind der Motor der
Integration“, so Honey Deihimi,
Integrationsbeauftragte des Lan-
des Niedersachsen, anlässlich der
Eröffnungsveranstaltung. Weite-
re Informationen unter:
www.migrantinnen-in-niedersachsen.de

Aktionsprogramm „Migrantinnen in Niedersachsen“
soll Integration gestalten

Online-Angebot der öffent-
lich-rechtlichen Sender
Wit tich Schobert : „Zeit ungsverlage
nicht in ihrer Existenz bedrohen“

„Mit einem unge-
bremsten Online-
Angebot der öffent-
l i ch- recht l i chen
Rundfunkanbieter
wären die Tages-
zeitungsverlage in
ihrem Bestand stark
gefährdet“, reagier-

te Wittich Schobert, Medien-
beauftragter der CDU-Landtags-
fraktion, auf eine Pressemitteilung
der SPD-Fraktion, in der gefordert
wurde, öffentlich-rechtliche Inhalte
so breit wie möglich zur Verfügung
zu stellen. Nach Ansicht Schoberts
bedrohe diese Forderung die Exis-
tenz der Zeitungsverlage.

„Die Folgen dieser Äußerung sind
wohl bei der SPD nicht hinreichend
überdacht worden“, vermutete
Wittich Schobert. Außerdem spiege-
le sie die derzeitige medien-
politische Diskussion nicht wider.

„Unsere Presselandschaft, die zu
den vielfältigsten der Welt zählt,
steht durch die fortschreitende
Digitalisierung schon jetzt erheblich
unter Druck“, sagte der Medien-
beauftragte der CDU-Fraktion. Die
Bedeutung der Presse sei aber zu
wichtig, als dass der Gesetzgeber ihr
Fortbestehen durch entsprechende
Gesetzesänderungen indirekt in Ge-
fahr bringen dürfte.

„Der öffentlich-rechtliche Rundfunk
muss eine überzeugende Entwick-
lungsperspektive haben, die aber
nicht zu unzumutbaren Lasten für
Medien außerhalb des Rundfunk-
bereichs führen darf“, so Wittich
Schobert abschließend.

Auftakt: Sozialministerin  Mechthild Ross-Luttmann, Bundestagspräsidentin a.D.
Prof. Dr. Rita Süssmuth  und Honey Deihimi, Integrationsbeauftragte des Landes
Niedersachsen, haben  in Hannover das Aktionsprogramm gestartet.
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Berufsorientierung und Sprachförderung
Niedersachsen und Bundesamt starten gemeinsames Modellprojekt zur besseren
Arbeit smarktint egration von jungen Zuwanderern

Unter dem Tit el „Chancen nutzen, Perspektiv en schaffen – Berufs-
orientierung und Sprachförderung für Jugendliche mit Migrations-
hint ergrund“ wollen das Niedersächsische Ministerium für Inneres, Sport
und Integration und das Bundesamt für Migration und Flüchtling e (BAMF)
in der Zukunft nachhalti g zusammenarbeiten. Integrationsminist er Uwe
Schünemann und der Präsident des BAMF Dr. Albert Schmid haben dazu
mit der Unterzeichnung einer gemeinsamen Absichtserklärung das Start-
signal für ein vom Land Niedersachsen initiier tes Modellprojekt gegeben.

„Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund haben oftmals besondere
Schwierigkeiten beim Übergang von
der Schule in den Beruf“, sagte Uwe
Schünemann. Der Minister und der
Präsident sind überzeugt, dass die-
ses Projekt die Chancen auf einen er-
folgreichen Schulabschluss sowie
die Perspektiven für den Berufsein-
stieg erhöhen.

Eine gezielte Sprachförderung und
eine umfassende Unterstützung bei
der Berufsorientierung seien der
Schlüssel für eine erfolgreiche Inte-
gration. Ziel sei es, die Ausbildungs-
und Beschäftigungsperspektiven
von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund nachhaltig zu verbes-
sern. „Die Integration in die Berufs-
welt wirkt zudem präventiv sozialen
Problemen entgegen“, so Minister
Schünemann.

Integration schafft Perspektiv en

Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge wird auf der Grundlage
des niedersächsischen Konzeptes
das Curriculum zur schulergänzen-
den Sprachförderung konkretisieren
und finanziell unterstützen. „Dieses
Modellprojekt wird einen wichtigen
Beitrag zur Umsetzung der Empfeh-
lungen des bundesweiten Integra-
tionsprogramms im Handlungsfeld
sprachliche Bildung am Übergang
Schule/Ausbildung leisten“, beton-
te Dr. Schmid. „Für die Integration
in den Arbeitsmarkt sind die vom

Land geförderten Module Berufs-
orientierung, Berufspraktika, Unter-
stützung bei der Ausbildungsplatz-
suche und das Coaching beim Über-
gang in den Beruf von entscheiden-
der Bedeutung“, so Uwe
Schünemann.

Gezielt Deutschkenntnisse
verbessern

Der Innenminister sagte weiter, dass
bisherige Förderprojekte meist zu
spät ansetzen. Bei der neuen Initia-
tive sollten die Jugendlichen gezielt
in den letzten eineinhalb Jahren vor

 Foto: Picture-alliance

Modellprojekt für junge Zuwanderer: Niedersachsen will junge Zuwanderer ohne
ausreichende Deutschkenntnisse mit einem Modellprojekt fit für den Berufseinstieg
machen. Gemeinsam mit dem BAMF will das Land die Zahl der ausländischen
Schüler ohne Hauptschulabschluss verringern. Im Bild: Integrationsminister Uwe
Schünemann (r.) und BAMF-Präsident Dr. Albert Schmid

dem Schulabschluss ihre Deutsch-
kenntnisse verbessern. Auch beim
Übergang in den Beruf sollen sie mit
Hilfe der Agentur für Arbeit und an-
deren Organisationen intensiv be-
gleitet werden.

Modellprojekt über zwei Jahre

Er will sowohl in Ballungszentren als
auch auf dem Land Angebote ma-
chen. Delmenhorst habe sich bereits
als Standort beworben, sagte der
Minister.

Der Sprachunterricht vor dem
Hauptschulabschluss soll laut BAMF
von speziell ausgebildeten Lehrkräf-
ten erteilt werden. Die Kosten für
das Projekt teilen sich Land und
Bund mit jeweils rund 50.000 Euro
jährlich. Die sieben Standorte in
Niedersachsen sollen noch vor der
Sommerpause ausgewählt werden.
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Die CDU-Land-
t a g s f r a k t i o n
setzt sich für den
Erhalt der Trans-
rapid-Versuchs-
anlage Emsland
ein. Nach einem
Besuch des

Fraktionsarbeitskreises Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr auf
der Versuchsanlage in Lathen
forderte der wirtschaftspoliti-
sche Sprecher Ernst-August
Hoppenbrock Bundesverkehrs-
minister Wolfgang Tiefensee
(SPD) auf, sich eindeutig zur
Zukunftstechnologie der Mag-
netschwebebahn zu bekennen.

„Der Transrapid kann künftig ei-
nen wesentlichen Beitrag gegen
den für 2020 vorhergesagten
Verkehrskollaps sowohl beim
Personen- als auch beim Güter-
verkehr leisten. Diese Zukunfts-
technologie sollte konkret in die
Planungen für das Transeuro-
päische Verkehrsnetz einbezo-
gen werden. Wir erwarten des-
halb, dass der Bund die notwen-
digen Mittel für die Versuchsan-
lage weiter zur Verfügung stellt“,
erklärte Ernst-August     Hopp-
enbrock.

CDU fordert klares Bekenntnis zum Transrapid
Ernst-August Hoppenbrock: „Chancen der Zukunftstechnologie nicht
verspielen“

Weiterhin sei es notwendig, dass
die noch ausstehende Genehmi-
gung der Betriebsvorschriften für
die Versuchstrecke im Emsland
noch im Mai 2008 erfolge, beton-
te der CDU-Wirtschaftsexperte:

„Der zum 31. Dezember 2008
auslaufende Planfeststellungs-
beschluss muss in diesem Zusam-
menhang rechtzeitig verlängert
werden und aus Gründen der
Planungssicherheit eine Dauer
von zehn Jahren haben. Außer-
dem brauchen wir klare Signale
aus der Industrie, dass diese
Technologie auch künftig weiter-
entwickelt wird.“

Umwelt freundliche Technologie

Nach Ansicht der CDU-Fraktion
handelt es sich bei der Magnet-
schwebebahntechnologie um
eine umweltfreundliche Techno-
logie mit geringen CO2-Emmis-
sionen, die besonders auf langen
Strecken deutliche ökologische
und wirtschaftliche Vorteile ge-
genüber anderen Verkehrsträ-
gern wie z. B. dem Flugzeug auf-
weise.

 Foto: Picture-alliance

„Es wäre leichtsinnig, wenn wir
die Chancen, die in dieser Tech-
nologie stecken, verspielen. Das
wäre ein Nachteil für Nieder-
sachsen und für Deutschland.
Wenn wir konkurrenzfähig blei-
ben wollen, müssen wir für neue
Technologien offen sein und die
wirtschaftlichen Vorteile auch in
der Anwendung nutzen“, so
Ernst-August Hoppenbrock ab-
schließend.

Die Landesregierung hat die
Freigabe für die Verbands-
beteiligung einer Novelle des
Niedersächsischen Hafensi-
cherheitsgesetzes beschlos-
sen. Bei dem Vorhaben handelt
es sich um die Umsetzung ei-
ner EU-Richtlinie in Landes-
recht, die die Sicherheit in See-
häfen erhöhen soll und über
den bisher bestehenden so ge-
nannten International Ship and
Port Facility Security Code hi-
nausgeht. Während dieser
Code sich noch auf einzelne
Hafenanlagen bezieht und ent-
sprechende Zugangs- und
Ladungskontrollen vorsieht,
schreibt die neue EU-Richtlinie
die ganzheitliche Betrachtung
des Hafens vor.

Aufgrund der in Niedersachsen
bestehenden Hafenstrukturen
gestaltet sich die Umsetzung
der Richtlinie schwierig. Ziel ist
es jedoch, die in den Häfen an-
gesiedelten Betriebe nicht mit
weiteren Auflagen zu belasten.
Zusätzliche Maßnahmen sollen
nur getroffen werden, wenn
dieses im Einzelfall zur Abwehr
einer Gefahr erforderlich ist.

Der Transrapid: Hochgeschwindigkeitszug auf der
Versuchsstrecke in Lathen/Emsland

Novelle des Hafensicherheits-
gesetzes
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Klausurtagung des CDU/FDP-Arbeitskreises
Häfen und Schifffahrt
Bernd-Carsten Hiebing: „Werftstandort Papenburg auch zukünftig sichern
und maritime Wir tschaft in Niedersachsen stärken“

Die CDU-
Landtagsfrakt-
ion unterstützt
den weiteren
Ausbau des
Werftstandor-
tes Papenburg.
Nach einem Be-

such des gemeinsamen Arbeits-
kreises Häfen und Schifffahrt der
Landtagsfraktionen von CDU
und FDP bei der Meyer-Werft in
Papenburg betonte der hafen-
politische Sprecher der CDU-
Fraktion, Bernd-Carsten Hiebing,
dass die CDU/FDP-Koalition mit
geeigneten Maßnahmen sicher-
stellen wird, dass der Schiffbau in
Niedersachsen eine Branche mit
Zukunft bleibt. „Die Meyer-
Werft hat bewiesen, dass mittel-
ständische Unternehmen aus
Niedersachsen auch unter inter-
national schwierigen Bedingun-
gen sehr erfolgreich arbeiten
können. So spielt sie beim Bau
von Kreuzfahrtschiffen und
Spezialschiffen weltweit in der
Topliga. Dadurch sichert das Un-
ternehmen in der Region und im
Land wichtige Arbeitsplätze,
davon allein am Werftstandort
Papenburg 2.400. Dazu kommen
noch viele tausend Arbeitsplätze
bei mittelständischen Zuliefer-
betrieben“, stellte der CDU-Po-
litiker fest.

Der hafenpolitische Sprecher be-
grüßte ausdrücklich, dass die
Landkreise Emsland und Leer in
guter Zusammenarbeit mit der
Bundeswasserstraßenverwal-
tung mit dem Umbau der Jan-
Berghaus-Brücke die Schiffs-
überführung für die Meyer-Werft
sichern und dadurch die Infra-
struktur in der gesamten Region

weiter verbessern. Um diese gu-
ten Zukunftsperspektiven nicht
zu gefährden, seien jedoch weite-
re Maßnahmen notwendig. „Es ist
für das Fortbestehen des Werft-
standortes Papenburg enorm
wichtig, dass die Meyer-Werft alle
vertraglich zugesicherten Aus-
lieferungszeiten einhalten kann.
Deshalb muss es möglich werden,
die Ems im Sommer anzustauen,
so dass die Schiffe auch in diesen
Monaten ausgeliefert werden
können“, betonte Hiebing.
Hierfür sei es notwendig, dass der
Bund für die Bundeswasserstraße
Ems bei allen notwendigen An-
passungsmaßnahmen seiner be-

sonderen Verantwortung ge-
recht werde.

„Die berechtigten Wirtschafts-
interessen der Region dürfen
nicht gegen ebenso berechtigte
Umweltinteressen ausgespielt
werden. Für alle anstehenden
Maßnahmen ist daher ein größt-
mögliches Einvernehmen aller
Beteiligten zu erzielen“, sagte
der CDU-Politiker. Dies gelte
besonders in der Frage, ob die
Ems FFH-Gebiet werden solle.
„Um die maritime Wirtschaft in
Niedersachsen in Zeiten eines in-
ternational schärfer werdenden
Wettbewerbs zu festigen und
auszubauen, ist es daher unum-
gänglich, die Ems aus der Liste
der Natura 2000-Gebiete zu
streichen“, so der CDU-Hafen-
experte.

Der Arbeitskreis begutachtet den Bau der Celebrity solstice

Die AIDAbella verlässt die Meyer-Werft in Papenburg  Foto: Michael Wessels
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David McAllist er krönt
Altländer Blüt enkönigin

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Thomas Adasch ist bereit, auch
nicht alltägliche Wege einzuschla-
gen. So wandert er gerne auf nicht
ausgetretenen Pfaden durch das
deutsche Mittelgebirge oder lernt
die Welt als „sehender Passagier“
auf Containerschiffen kennen. Eine
weitere Leidenschaft gehört dem
Reitsport. Bei der Hochzeit mit sei-
ner Frau Tanja 1995 war Wilfried
Hasselmann ihr Trauzeuge.
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Warum ich mich politisch
engagiere?

Mein politisches Interesse wurde in
einer bewegten Zeit geweckt. Ich bin
1982 in die CDU und in die Junge
Union eingetreten.

Welches politische Ziel möchte ich
innerhalb dieser Legislaturperiode
verwir klichen?

Vorrangige Ziele sind: erst die Neu-
verschuldung stoppen und dann die
Schulden abbauen. Wir müssen end-
lich Handlungsspielräume zurück
gewinnen.

Tipp fürs Internet:

Unter www.paperboy.de befindet
sich eine Suchmaschine und ein
Informationssuchsystem für tages-
aktuelle Meldungen und Nachrich-
ten aus Deutschland und der Welt,
die ich gerne nutze.

Eine besondere
Ehre wurde dem
CDU-Fraktions-
vors i tzenden
David
McAllister auf
dem 27. Alt-
länder Blüten-

  fest zu teil. Am
3. Mai 2008 krönte er in Jork die neu
gewählte Altländer Blütenkönigin
Sabrina Schleßelmann.

Als Zeremonienmeister legte er der
18-jährigen Rechtsanwaltsgehilfin
aus Jork eine silberne Kette um den
Hals und erfüllte ihr damit einen
Kindheitstraum. Die Blütenkönigin
vertritt das größte Obstbauangebiet
Europas künftig auf Messen und
Empfängen.

Richard Höptner
(57) ist neuer Prä-
sident des nieder-
sächsischen Land-
esrechnungshofs.
Der Landtag wähl-
te den Juristen am
7. Mai 2008 mit
großer Mehrheit.
Richard Höptner

war bisher stellvertretender Haus-
haltsabteilungsleiter im Finanz-
ministerium.

„Herr Höptner ist ein ausgewiesener
Fachmann der Landesfinanzen. Da-
mit besitzt er die notwendige
Grundlage, die wichtige Aufgabe zu
übernehmen“, sagte CDU-Fraktions-
vorsitzender David McAllister nach
der Wahl.

Landtag wählt neuen
Rechnungshofspräsidenten

 Foto: Picture-alliance

 Foto: Picture-alliance


